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Gesetzes zur Durchführung der Verordnung Nr. 70/66/EWG 
(Agrarstrukturerhebungsgesetz) 

— Drucksache V/1076 — 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Frey 


Der vorliegende Gesetzentwurf wurde in der 
71. Sitzung des Deutschen Bundestages vom 10. No- 
vember 1966 an den Ausschuß für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten federführend, an den Innen- 
ausschuß mitberatend sowie an den Haushaltsaus- 
schuß mitberatend und gemäß § 96 der Geschäfts- 
ordnung überwiesen. 

i 

Die EWG-Verordnung Nr. 70/66 des Rates vom j 
14. Juni 1966 (Amtsblatt der Europäischen Gemein- j 
schäften S. 2065) beinhaltet die Durdiführung einer ' 
repräsentativen Grunderhebung bis zum 31. März ! 
1967, um für die Gemeinschaft für die weitere Ent- I 
Wicklung der gemeinsamen Agrarpolitik so bald wie 
möglich objektive und vergleichbare Unterlagen 
über die strukturelle Lage der landwirtschaftlichen 
Betriebe zu beschaffen. Das vorliegende Durchfüh- 
rungsgesetz soll es ermöglichen, die EWG-Verord- 
nung Nr. 70/66 in der Bundesrepublik anzuwenden. 

Bei seinen Bcratuncjen am 23. November 1966 
begrüßte der Ausschuß das oben angeführte Durch- 
führungsgesetz. 

Zu § 1 

beschloß der Ausschuß festzulegen, daß die Durch- 
führung der Grunderhebung bis zum 31. März 1967 
zu erfolgen hat. 

Zu § 2 

nahm der Ausschuß zur Kenntnis, daß in jedem Mit- ! 
gliedstaat der verwendete Erhebungsbogen von dem I 
für die Gemeinschaft festgelegten Rahmenerhebungs- j 


bogen in bestimmten Punkten abweichen darf, so 
daß in diesem Paragraphen zusätzlich einige Tat- 
bestände (nationales Zusatzprogramm) aufgenom- 
men wurden, die im Rahmenerhebungsbogen der 
EWG nicht enthalten, aber für die agrarpolitischen 
Maßnahmen des Bundes und der Länder notwendig 
sind. 

Zu §§ 4, 8 

Hier folgte der Ausschuß den Vorschlägen des 
Bundesrates, die lediglich durch die Bundesregierung 
eine Umformulierung erfahren hatten. 

Zu § 5 

Die Mitgliedstaaten können nach ihren inner- 
staatlichen Verfahren und Bedingungen in Aus- 
nahmefällen die Weitergabe von in ihrem Gebiet 
eingeholten Einzelauskünften ohne Nennung der 
Namen der Auskunftspflichtigen für wissenschaft- 
liche oder Verwaltungszwecke zulassen, wenn die 
Geheimhaltung gewährleistet ist (Artikel 16 Abs. 1 
der VO Nr. 70/66/EWG). Die Bundesrepublik macht 
von dieser Befugnis Gebrauch, indem sie die Ertei- 
lung von Einzelauskünften ohne Nennung der 
Namen für wissenschaftliche oder Verwaltungs- 
zwecke — ausgenommen für steuerliche Zwecke — 
an die für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
zuständigen obersten Bundes- und Landesbehörden 
oder an die von ihnen bestimmten Stellen und Per- 
sonen zuläßt. 

* 

Der federführende Ernährungsausschuß folgte 
allen Vorschlägen des mitberatenden Innenaus- 
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Schusses, so auch der Entschließung, die Bundes- j 
regierung zu ersuchen, künftig die Gesetzentwürfe I 
so rechtzeitig vorzulegen, daß die nach dem Gesetz- ^ 
entwurf durchzuführenden Erhebungen nach dem j 
Inkrafttretungstermin liegen. Außerdem sollte der j 
in Vorbereitung befindliche Entwurf eines Gesetzes | 
über die Statistik für Bundeszwecke möglichst bald I 
dem Bundestag zugcleitet werden. | 

Sollte der Haushaltsausschuß als mitberatender Aus- | 
schuß Änderungsvorschläge machen, wird der feder- 
führende Ernährungsausschuß diese Vorschläge im 
Ausschuß zur Entscheidung stellen und den Bericht- 
erstatter bitten, sie im Plenum mündlich vorzutra- 
gen. 


Gemäß § 96 der Geschäftsordnung wird der Haus- 
haltsausschuß einen gesonderten Bericht vorlegen. 

Ferner bat der Ernährungsausschuß die zustän- 
digen Ressorts um eine Zusammenstellung, welche 
Erhebungen in der Landwirtschaft überhaupt durch- 
geführt werden. Dabei sollte seitens dieser Ressorts 
gleichzeitig geprüft werden, ob einige dieser statisti- 
schen Erhebungen doppelt vorgenommen werden. 
Anzustreben ist, die Statistik einfach und klar zu 
gestalten. 

Namens des Ausschusses für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten bitte ich das Hohe Haus, den 
Gesetzentwurf in der vom Ausschuß beschlossenen 
Fassung anzunehmen. 


Bonn, den 23. November 1966 


Dr. Frey 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache V/1076 — in 
der aus der anliegenden Zusammenstellung er- 
sichtlichen Fassung anzunehmen, 

2. folgendem Entschließungsantrag zuzustiminen: 

Die Bundesregierung wird ersucht, 

a) künftig die Gesetzentwürfe so rechtzeitig 
vorzulcgen, daß die nach dem Gesetzentwurf 
durchzuführenden Erhebungen nach dem In- 
krafttretungstermin liegen, 

b) den in Vorbereitung befindlichen Entwurf 
eines Gesetzes über die Statistik für Bundes- 
zwecke möglichst bald dem Bundestag zuzu- 
leiten. 


Bonn, den 23. November 1966 


Der Ausschuß für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


Bauknecht 

Vorsitzender 


Dr. Frey 

Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebruchten Entv/urfs eines 
Gesetzes zur Durchführung der Verordnung Nr. 70/66/EvVG 
(Agrarstrukturerhebungsgesetz) 

— Drucksache V/1076 — 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Ernährung, 

Landwirtschaft und Forsten 
(17. Ausschuß) 


n n t w ii r f 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Durchführung der Verordnung Nr. 70/66/EWG 
(Agrarstrukturerhebungsgesetz) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen; 

§ 1 

(1) Die Durchführung der Grunderhebung in den 
landwirtschaftlichen Betrieben nach der Verordnung 
Nr. 70/66/EWG des Rats der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft vom 14. .luni 1966 (Amtsblatt 
der Europäischen Gemeinschaft('n S. 2065'66) be- 
ginnt um 10. Dezember 1966. 

(2) Im Rahmen der Grunderhebung sind An- 
gaben über die Viehhaltung nach dem Stand vom 

2. Dezember 1966 zu erheben. 

§ 2 

Bei der Grunderhebung werden auch folgende 
Tatbestände erfaßt: 

1. Bedeutung des landwirtschaftlichen Betriebes 
als Erwerbs- und Unterhaltsquelle des Be- 
triebsinhabers, 

2. Besitzverhältnisse an der vom Betriebsinhaber 
selbst bewirtschafteten Gesamtfläche, 

3. Art der von den Arbeitskräften des landwirt- 
schaftlichen Betriebes ausgeübten Tätigkeit, 

4. Verkauf von Schweinen, Geflügel und Eiern 
unterhalb der im Rahmenerhebungsbogen an- 
gegebenen Verkaufsmenge sowie von Käl- 
bern und Mastrindern in den letzten zwölf 
Monaten vor dem Tage der Befragung, 

5. Verwendung von landwirtschaftlichen Maschi- 
nen der höchsten Mechanisierungsstufe. 


B e s c h 1 ü s s e d e s 17. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Durchführung der Verordnung Nr. 70/66/EWG 
(Agrarstrukturerhebungsgesetz) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

(1) Die Durchführung der Grunderhebung in den 
landwirtschaftlichen Betrieben nach der Verordnung 
Nr. 70'66 EWG des Rats der Europäischen Wirt- 
schattsgemeinschaft vom 14. Juni 1966 (Amtsblatt 
der Europäischen Gemeinschaften S. 2065/66) hat 
bis zum 31. März 1967 zu erfolgen. 

(2) u n V e 1 ä n d e r t 

§ 2 

unverändert 
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Entwurf 
§ 3 

(1) Person im Sinne des Artikels 6 Abs. 1 der 
Verordnung Nr. 70/66/EWG, die die rechtliche und 
wirtschaftliche Verantwortung für den erfaßten Be- 
trieb trägt, ist der Betriebsinhaber. 

(2) Die Auskunftspflicht erstreckt sich auch auf 
die ergänzenden Fragen nach § 2. 


§ 4 

Die zuständigen Stellen leiten die Magnetbänder 
oder Lochkarten der Grunderhebung, sobald diese 
fertiggestellt sind, spätestens jedoch bis zum 29. Fe- 
bruar 1968 dem Statistischen Bundesamt zu. Das 
Statistische Bundesamt erstellt die für das Sta- 
tistische 'Amt der Europäischen Gemeinschaften be- 
stimmten Magnetbänder oder Lochkarten und über- 
mittelt diese im Namen der Bundesrepublik 
Deutschland dem Statistischen Amt der Europäischen 
Gemeinschaften bis zu dem in Artikel 10 der Ver- 
ordnung Nr. 70/66/EWG genannten Zeitpunkt. 


§ 5 

Das Statistische Bundesamt und die Statistischen 
Landesämter sind berechtigt und verpflichtet, an die 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten zustän- 
digen obersten Bundes- und Landesbehörden oder 
an die von ihnen bestimmten Stellen und Personen 
auf Verlangen Einzelauskünfte ohne Nennung der 
Namen der Auskunftspflichtigen weiterzuleiten. Die 
Weiterleitung darf nur verlangt werden, wenn sie 
für wissenschaftliche oder Verwaltungszwecke — 
ausgenommen für steuerliche Zwecke — erfolgt und 
die Geheimhaltung gewährleistet ist. 


§ 6 

Von den nach Artikel 13 der Verordnung 
Nr. 70/66/EWG von der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft für jeden ordnungsgemäß ausgefüll- 
ten Erhebungsbogen zu zahlenden Geldbeträgen 
stehen 8 vom Hundert dem Bund und 92 vom Hun- 
dert den Ländern zu. 


§ 7 

Im übrigen findet das Gesetz über die Statistik 
für Bundeszwecke vom 3. September 1953 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1314), zuletzt geändert durch das 
Zweite Gesetz zur Änderung des Gesetzes über die 
Statistik für Bundeszwecke vom 15. Juli 1957 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 721) entsprechende Anwendung. 


Beschlüsse des 17. Ausschusses 
§ 3 

unverändert 


§ 4 

(1) Die nach Landesrecht zuständigen Stellen leiten 
die Magnetbänder oder Lochkarten der Grund- 
erhebung, sobald diese fertiggestellt sind, spätestens 
jedoch bis zum 29. Februar 1968 dem Statistischen 
Bundesamt zu. Das Statistische Bundesamt erstellt 
die für das Statistische Amt der Europäischen Ge- 
meinschaften bestimmten Magnetbänder oder Loch- 
karten und übermittelt diese im Namen der Bundes- 
republik Deutschland dem Statistischen Amt der 
Europäischen Gemeinschaften bis zu dem in Artikel 
10 der Verordnung Nr. 70/66/EWG genannten Zeit- 
punkt. 

(2) Mit diesen Magnetbändern oder Lochkarten 
erstellt das Statistische Bundesamt aus den Daten 
der Grunderhebung die Tabellen nach den Tabellen- 
programmen gemäß Artikel 11 Buchstabe b der Ver- 
ordnung Nr. 70/66/EWG. 

§ 5 

unverändert 


§ 6 

unverändert 


§ 7 

unverändert 
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Entwurf Beschlüsse des 17. Ausschusses 

§ 8 § 8 

Nach § 15 des Gesetzes über die Statistik für Nach § 15 des Gesetzes über die Statistik für Bun- 
Bundeszwecke wird folgende Vorschrift eingefügt: deszwecke wird folgender Abschnitt eingefügt: 


„§ 15 a 

Für die Anwendung der §§ 13 bis 15 steht eine 
statistische Erhebung, die durch eine Verordnung 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft an- 
geordnet ist, einer Bundesstatistik gleich.“ 


§ 9 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 10 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


„Abschnitt VII a 

Besondere Bestimmungen für Statistiken der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
und der Europäischen Atomgemeinschaft 

§ 15 a 

Die §§ 10 bis 15 sind auch auf statistische Erhe- 
bungen anzuwenden, die durch eine Verordnung 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft oder der 
Europäischen Atomgemeinschaft ungeordnet sind. 
Dies gilt für die §§ 13 bis 15 auch dann, wenn die 
Auskunftspflicht oder Geheimhaltungspflicht in einer 
Verordnung der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft oder der Europäischen Atomgemeinschaft oder 
in einem hierzu erlassenen Durchführungsgesetz be- 
stimmt ist." 

§ 9 

unverändert 

§ 10 

unverändert 
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